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lungnahme besonders wertvoll, um das alte gute Verhältnis, wie es

während des Krieges in so schöner Form bestanden hat, wieder
herzustellen. ^ ^ WMetu

Gesetz und Recht

Postfachzustellungen und
Fristeinhaltung.

Die Zahl der Postfachbesitzer in
Städten ist eine ganz beträchtliche,
und es kommt vielfach vor, dass
amtliche Anzeigen, behördliche Verfügungen

und ähnliches mehr per
eingeschriebenen Brief an die Postfachadresse

gesandt werden. Handelt es
sich dabei um Erlasse, gegen die allenfalls

eine Weiterziehung an eine obere
Behörde möglich ist, so kommt es sehr

genau darauf an, wann das betreffende
Schriftstück dem Adressaten ausgehändigt

wurde, wie ein neuester Fall deutlich

veranschaulicht.

Ein in Zürich wohnhafter St. besitzt
ein Postfach. Im Jahre 1947 war nun
sein Telephonanschluss wegen Nichtbezahlung

von Taxen ausgeschaltet worden.

Daraufhin verlangte der Abonnent

von der Generaldirektion der
Post-, Telegraphen- und Telephonverwaltung

(PTTV), dass sie den
Anschluss unverzüglich wieder herstellen
lasse, dafür sorge, dass seine Beziehungen

mit der PTTV sich in Zukunft
einwandfrei abwickelten und ihm für
Mühe, Zeitverlust und Aerger wegen
der «liederlichen Arbeitsweise» ihrer
Beamten und wegen des Unterbruches
der Telephonleitung 300 Fr. zahle.
Daraufhin liess die Telephonverwaltung

unter polizeilichem Schutz die
ihr gehörenden Telephoneinrichtungen
in der Wohnung des St. behändigen.
Gegen die Zahlungsaufforderung der
PTTV erhob St. Rekurs und forderte
als Entschädigung und Genugtuung des

weitern 8000 Fr. sowie ein
Rehabilitierungsschreiben.

Die Generaldirektion wies den
Rekurs ab. Der am 2. März ausgefällte
Entscheid ging am 3. März frühmorgens

in der Poststelle in Zürich ein,
und sofort wurde die Abholungseinladung

in das Postfach des Beschwerde¬

führers gelegt. Dieser holte die
Sendung am 5. März ab. Mit Eingabe vom
3. April 1948, der Post übergeben am
4. April, erhob St. gegen die
Generaldirektion der PTTV
Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Bundesgericht,
auf welche indessen nicht eingetreten
worden ist, weil die gesetzliche Frist
nicht eingehalten worden war. Laut
Art. 107 des Organisationsgesetzes über
die Bundesrechtspflege (OG) beträgt
die Frist zur Einreichung der
Verwaltungsgerichtsbeschwerde dreissig Tage
vom Eingang der schriftlichen Ausfertigung

des Entscheides an gerechnet.
Darnach ist für den Beginn des
Fristenlaufes massgebend das Datum der
amtlichen Zustellung, nicht das
Datum, an welchem der Betroffene von
der Entscheidung tatsächlich Kenntnis
nimmt. Nach ständiger Rechtsprechung
des Bundesgerichtes gilt aber ein
eingeschriebener Brief als eingegangen
(zugestellt), sobald die Anzeige von
seinem Eingang in das Postfach des
Adressaten gelegt ist, vorausgesetzt,
dass dies vor Schalterschluss geschieht
und der Empfänger damit die
Möglichkeit erhält, den Brief noch am
betreffenden Tage abzuheben (vgl. BGE
74 I, S. 15). Im vorliegenden Falle
wurde die Abholungseinladung den
3. März 1948 bereits vor Schalteröffnung

ins Postfach des Rekurrenten
gelegt; somit ist der angefochtene
Entscheid an diesem Tage eingegangen
(zugestellt worden). Dass der
Beschwerdeführer ihn erst am 5. März
1948 in Empfang nahm, ist unerheblich.

Die Beschwerdefrist begann somit
am 4. März 1948 (Art. 32, Abs. 1, OG)
und endete am 2. April 1948. Die
Eingabe des St. wurde aber der Post erst
am 4. April 1948 übergeben. Uebrigens
hätte die Schadenersatz- und
Genugtuungsklage ohne weiteres auch materiell

als unbegründet abgewiesen werden

müssen. cave.
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